
Bundesverwaltungsgericht: Klage der Bundesdatenschutz-Beauftragten auf 
Einsicht in Anordnungen des BND-Präsidenten ist unzulässig

Das Bundesverwaltungsgericht mit 
Sitz in Leipzig hat entschieden, dass 
die von der Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informations-
freiheit (BfDI) erhobene Klage gegen 
den Bundesnachrichtendienst (BND) 
auf Einsicht in Anordnungen indivi-
dueller Aufklärungsmaßnahmen des 
BND-Präsidenten unzulässig ist (Ur-
teil vom 4. März 2026 – Az.: BVver-
wG 6 A 2.24)

In der Pressemitteilung Nr. 15/2026 
vom 4. März 2026 wird dazu erläu-
tert: „Der BND darf gemäß § 34 Abs. 
1 BNDG zur Erfüllung seiner Aufga-
ben ohne Wissen des Betroffenen mit 
technischen Mitteln in von Ausländern 
im Ausland genutzte informations-
technische Systeme eingreifen und 
auf ihnen gespeicherte personenbezo-
gene Daten erheben (sog. Computer 
Network Exploitation- bzw. CNE-

Maßnahmen). Derartige individuelle 
Aufklärungsmaßnamen bedürfen nach 
§ 37 Abs. 1 BNDG der vorherigen An-
ordnung durch den BND-Präsidenten.

Der BND speicherte die Daten, die 
er mit CNE-Maßnahmen bis 2023 
gewonnen hatte, in der Datei S. Ende 
2023 verlangte die BfDI zur Kontrolle 
der Einhaltung der Datenschutzvor-
schriften durch den BND, ihr gemäß § 

63 BNDG i. V. m. § 28 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1 BVerfSchG Einsicht in die An-
ordnungen des BND-Präsidenten zu 
gewähren, die den mit der Datei S. 
bis zum 1. Juni 2023 durchgeführten 
Maßnahmen zu Grunde liegen. Der 
BND lehnte die Einsichtnahme ab. Da-
raufhin beanstandete die BfDI gemäß 
§ 64 Nr. 1 Buchst. a BNDG i. V. m. § 
16 Abs. 2 Satz 1 BDSG die Verwei-
gerung der Einsichtnahme gegenüber 

dem Bundeskanzleramt als der für den 
BND zuständigen obersten Bundesbe-
hörde. Das Bundeskanzleramt wies die 
Beanstandung zurück. Denn die Kon-
trolle der umstrittenen Anordnungen 
durch den Unabhängigen Kontrollrat 
(UKR) habe Vorrang vor einer solchen 
durch die BfDI.

Die BfDI hat daraufhin Klage gegen 
den BND vor dem hierfür erst- und 
letztinstanzlich zuständigen Bundes-
verwaltungsgericht erhoben. Das Ge-
richt hat bereits die Zulässigkeit der 
Klage verneint. Zu der zwischen den 
Beteiligten umstrittenen Abgrenzung 
der Kompetenzen der BfDI und des 
UKR bei der datenschutzrechtlichen 
Kontrolle des BND hat es deshalb 
nicht Stellung genommen.

Der Vorschrift des § 63 BNDG i. V. m. 
§ 28 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 BVerfSchG, 
auf die sich die BfDI für die von ihr 
verlangte Einsichtnahme in die Anord-
nungen stützt, lässt sich eine im Wege 
einer verwaltungsgerichtlichen Klage 
durchsetzbare wehrfähige Rechtspo-
sition nicht entnehmen. Gegenüber 
der Verweigerung der Einsichtnahme 
durch den BND steht der BfDI allein 
die - tatsächlich ergriffene - Maßnah-
me einer Beanstandung gegenüber 
dem Bundeskanzleramt zu. Mit dieser 
sind nach dem eindeutigen Willen des 
Gesetzgebers keine unmittelbar durch-
setzbaren Abhilfe- bzw. Durchgriffsbe-
fugnisse verbunden. Diese gesetzgebe-
rische Entscheidung darf nicht durch 
die Einräumung einer wehrfähigen 
Rechtsposition der BfDI unterlaufen 
werden. (ps)
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Das Bundesverwaltungsgericht schützt den BND vor den Bundesdatenschutz-
Beauftragten. 
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Terra X - Das Geheimnis der kopflosen Skelette

OLG Jena: Meta muss Schadensersatz wegen Datenschutz-Verstoß zahlen

Die amerikanischen Tech-Konzerne 
geraten aufgrund ihrer nahezu gren-
zenlosen Daten-Sammlung immer 
mehr in Konflikt mit den Datenschutz-
Vorschriften in Deutschland und in 
Europa. Anfang März 2026 hat der 3. 
Zivilsenat des Thüringer Oberlan-
desgerichts mit Sitz in Jena entschei-
den, dass der Social-Media-Konzern 
Meta einem Verbraucher Schadens-
ersatz in Höhe von 3.000 Euro zahlen 
muss (Urteil vom 2. März 2026 – Az.: 
3 U 31/25). 

Das Urteil ist allerdings noch nicht 
rechtskräftig, denn der 3. Zivilsenat 
des OLG Jena hat die Revision beim 
Bundesgerichtshof zugelassen.

In der Presse-Information vom 2. März 
2026 erläutert der stellvertretende Me-
diensprecher Dr. Gunther Biewald den 
Sachverhalt und die Entscheidungs-
gründe: „Nach den Feststellungen des 

Senats ermöglichen dem Konzern die 
von ihm an Webseiten- und App-Be-
treibern verteilten Business Tools eine 
weitreichende Nachverfolgung der In-
ternetnutzung durch die Mitglieder sei-
ner sozialen Netzwerke. Dabei fallen 
auch sensible personenbezogene Da-
ten wie etwa zu Gesundheitsfragen an, 

beispielsweise wenn ein Nutzer zu psy-
chischen Störungen recherchiert, über 
Arztportale nach therapeutischer Hilfe 
sucht oder in einer Online-Apotheke 
Medikamente bestellt. Die Erfassung 
und Speicherung solcher Daten findet 
dabei grundsätzlich auch dann statt, 
wenn die Betroffenen nicht im sozialen 
Netzwerk eingeloggt sind und keine 
wirksame Einwilligung in die Datenü-
bermittlung erteilt haben.

Der Senat ist zu dem Schluss ge-
kommen, dass diese Datenverarbei-
tung durch Meta nicht gerechtfertigt 
ist, sondern ein System anlassloser 
Datensammlung darstellt, das den 
Grundprinzipien des europäischen 
Datenschutzrechts wie Transparenz, 
Zweckbindung und Datenminimierung 
widerspricht. Er hat dem klagenden 
Verbraucher 3.000 € Schadensersatz 
zugesprochen, wobei er die Höhe mit 
einer langanhaltenden und weitrei-
chenden Aufzeichnung eines beträcht-
lichen Teils seines Privatlebens be-
gründet.“

Neben der Schadensersatz-Zahlung 
in Höhe von 3.000 Euro ist der Meta-
Konzern auch zu einer umfassenden 
Erteilung einer Auskunft über die von 
ihm gesammelten personenbezogenen 
Daten des Klägers sowie zu deren Lö-
schung verurteilt worden. (ps)

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir in Vertretung einer 
Mandantin Titelschutz in Anspruch für:

Das Lena Prinzip

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

SNP Schlawien Partnerschaft mbB 
Rechtsanwälte Steuerberater, 
Bismarckallee 10, 79098 Freiburg

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir im Namen eines Man-
danten Titelschutz in Anspruch für:

Der kleine Drache Tatzi

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

WSPatent Patentanwaltskanzlei 
Dr. Wolfgang Schlimme, 
Haidgraben 2 D, 85521 Ottobrunn
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Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir in Vertretung einer 
Mandantin Titelschutz in Anspruch für:

Der Fall Thomas Anders – Ein Freshtorge 
Mystery

Terra X - Das Geheimnis der kopflosen Ske-
lette

in sämtlichen Schreibweisen, Darstellungsformen, Kombinationen, Ab-

wandlungen, Schriftarten und grafischen Gestaltungen sowie mit allen 

Zusätzen in allen Medien einschließlich Tonträgern, Bildtonträgern, Audio- 

und audiovisuellen, elektronischen und digitalen Medien (sowohl linear 

als auch non-linear) und Netzwerken, inklusive Offline- und Onlinedienste, 

Domain-Bezeichnungen im Internet sowie für Mobilfunkdienste, Multime-

diaanwendungen, Film, Rundfunk-, Hörfunk- und Fernsehsendungen und 

ähnliche Inhalte, Promotion für Film sowie Rundfunk-, Hörfunk- und Fern-

sehsendungen und ähnliche Inhalte, Musik- und Bühnenveranstaltungen, 

Tourneen, Messen, Kongresse und sonstige Veranstaltungen jeder Art, für 

Merchandising in jeglicher Form, für Druckerzeugnisse und Printmedien 

aller Art sowie für Software-Erzeugnisse und Datenträger.

SNP Schlawien Partnerschaft mbB 
Rechtsanwälte Steuerberater, 
Bismarckallee 10, 79098 Freiburg

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme(n) ich/wir Titelschutz in An-
spruch für:

Auf einmal Kreta

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

ARD Degeto Film GmbH, 
Bertramstraße 8, 60320 Frankfurt

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir für unseren Mandanten 
Titelschutz in Anspruch für:

Abhängigkeit war nie mein Ding

in allen Schreibweisen, Darstellungsformen und Wortverbindungen für 
alle Medien, insbesondere für Bücher und andere Printmedien, Hörfunk, 
Fernsehen, Film, Podcasts, Social-Media, audiovisuelle, elektronische und 
digitale Medien (Online- und Offline-Dienste) sowie Bild-, Ton- und andere 
Datenträger und periodische Druckschriften.

IRLE MOSER Rechtsanwälte PartG, 
Unter den Linden 32-34, 10117 Berlin

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme(n) ich/wir Titelschutz in An-
spruch für:

MALLEMAUS

MALLEJUNGE

in allen sämtlichen Schreibweisen, Darstellungsformen, Kombinationen, 

Abwandlungen, Schriftarten und grafischen Gestaltungen sowie mit al-

len Zusätzen in allen Medien einschließlich Tonträgern, Bildtonträgern, 

audio- und audiovisuellen, elektronischen und digitalen Medien und 

Netzwer- ken, Socialmedia, inklusive Offline- und Onlinedienste, Online-

Plattformen im Internet sowie für Mobilfunkdienste, Multimediaanwen-

dungen, Streamingdienste, Film-,Rundfunk-, Hörfunk- und Fernsehsen-

dungen, Darbietungen und ähnliche Inhalte, Messen, Events, Konzerte, 

Kongresse und sonstige Veranstaltungen jeder Art, für Merchandising in 

jeglicher Form, Textilien, Raumdüfte, Parfume, Kerzen, Taschen, Rucksäcke, 

Koffer, Schmuck, für Druckerzeugnisse und Printmedien aller Art, E-Books, 

Podcasts, Online-Kurse, Vorträge, Webinare, Social Media Inhalte sowie für 

Software-Erzeugnisse, Apps, Anwendungsprogramme, Datenträger und Ti-

tel von Software im Zusammenhang mit SaaS-Dienst- leistungen und PaaS-

Dienstleistungen, Schreibweisen und Darstellungsformen.

Lukas Bürger, 
Gasthausstrasse 13, 46509 Xanten
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